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zuklären, wie Geburtsfisteln verhütet und behandelt werden
können, und das Bewusstsein für die Bedürfnisse schwange-
rer Frauen und Mädchen, einschließlich ihres Rechts auf das
erreichbare Höchstmaß an Gesundheit, zu fördern, die Aus-
bildung von Ärzten, Krankenpflegern und anderen Gesund-
heitsfachkräften im Bereich der lebensrettenden geburtshilfli-
chen Versorgung zu unterstützen und die Heilung und Be-
handlung von Fisteln sowie die entsprechende Nachsorge zu
einem Standardbestandteil der Ausbildungslehrpläne für Ge-
sundheitsfachkräfte zu machen;

i) Beförderungsmöglichkeiten und Finanzierungswege
zu erschließen, die Frauen und Mädchen den Zugang zu einer
geburtshilflichen Versorgung und Behandlung eröffnen, und
durch Anreize und andere Mittel sicherzustellen, dass in länd-
lichen Gebieten qualifizierte Gesundheitsfachkräfte vorhan-
den sind, die Maßnahmen zur Verhütung von Geburtsfisteln
ergreifen können;

8. fordert die internationale Gemeinschaft auf, die Ak-
tivitäten zu unterstützen, die der Bevölkerungsfonds der Ver-
einten Nationen und die anderen Partner im Rahmen der welt-
weiten Kampagne gegen Geburtsfisteln, darunter die Weltge-
sundheitsorganisation, unternehmen, um regionale Zentren
für die Behandlung von Fisteln und die Ausbildung auf die-
sem Gebiet einzurichten und zu finanzieren, namentlich
durch die Ermittlung und Unterstützung von Gesundheitsein-
richtungen, die geeignet sind, als Behandlungs-, Ausbil-
dungs- und Genesungszentren zu fungieren;

9. ermutigt die bestehenden Fistelzentren, untereinan-
der Verbindung zu halten und Netzwerke aufzubauen, um
Ausbildung, Forschung, Lobbyarbeit und die Mobilisierung
von Mitteln sowie die Ausarbeitung und Anwendung ein-
schlägiger Normen zu erleichtern, wie etwa das von der Welt-
gesundheitsorganisation veröffentlichte Handbuch Obstetric
Fistula: Guiding Principles for Clinical Management and
Programme Development (Geburtsfisteln: Leitlinien für Be-
handlung und Programmentwicklung), das Hintergrundinfor-
mationen sowie Grundsätze für die Erarbeitung von Strategi-
en und Programmen zur Verhütung und Behandlung von Fi-
steln enthält;

10. fordert die internationale Gemeinschaft nachdrück-
lich auf, dem Mangel an Ärzten, Krankenpflegern und sonsti-
gen in lebensrettender Geburtshilfe geschulten Gesundheits-
fachkräften sowie an Räumlichkeiten und Versorgungsgü-
tern, der die Kapazitäten der meisten Fistelzentren ein-
schränkt, abzuhelfen;

11. fordert die multilateralen Geber nachdrücklich auf
und bittet die internationalen Finanzinstitutionen im Rahmen
ihres jeweiligen Mandats sowie die regionalen Entwicklungs-
banken, Politiken zur Unterstützung nationaler Anstrengun-
gen zu überprüfen und durchzuführen, die sicherstellen sol-
len, dass Frauen und Mädchen, insbesondere in ländlichen
und abgelegenen Gebieten, einen größeren Anteil an den Res-
sourcen erhalten;

12. bittet die Mitgliedstaaten, zu den Maßnahmen gegen
Geburtsfisteln beizutragen, darunter insbesondere zu der

weltweiten Kampagne des Bevölkerungsfonds der Vereinten
Nationen gegen Geburtsfisteln, mit dem Ziel, dieses Leiden
bis zum Jahr 2015 zu beseitigen und damit dem Millenniums-
Entwicklungsziel „Verbesserung der Gesundheit von Müt-
tern“ zu entsprechen;

13. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer dreiundsechzigsten Tagung unter dem Punkt
„Förderung der Frau“ über die Durchführung dieser Resolu-
tion Bericht zu erstatten.

RESOLUTION 62/139

Verabschiedet auf der 76. Plenarsitzung am 18. Dezember 2007,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/62/435,
Ziff. 32)161.

62/139. Welttag der Aufklärung über Autismus
Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels 2005162

und die Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen163 so-
wie auf die Ergebnisse der großen Konferenzen und Gipfel-
treffen der Vereinten Nationen im Wirtschafts- und Sozialbe-
reich und auf damit zusammenhängenden Gebieten,

sowie unter Hinweis auf das Übereinkommen über die
Rechte des Kindes164 und das Übereinkommen über die Rech-
te von Menschen mit Behinderungen165, wonach Kinder mit
Behinderungen ein erfülltes und menschenwürdiges Leben
unter Bedingungen führen sollen, welche die Würde des Kin-
des wahren, seine Selbständigkeit fördern und seine aktive
Teilnahme am Leben der Gemeinschaft erleichtern, sowie
gleichberechtigt mit anderen Kindern alle Menschenrechte
und Grundfreiheiten in vollem Umfang genießen sollen,

erklärend, dass die Gewährleistung und Förderung der
vollen Verwirklichung aller Menschenrechte und Grundfrei-
heiten für alle Menschen mit Behinderungen eine wesentliche
Voraussetzung für die Erreichung der international vereinbar-
ten Entwicklungsziele ist,

161 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Argentinien,
Armenien, Aserbaidschan, Bahrain, Barbados, Belarus, Belize, Benin,
Bolivien, Brasilien, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Demokratische Republik
Kongo, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugo-
slawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Guatemala, Haiti,
Honduras, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Jamaika, Je-
men, Jordanien, Kamerun, Kap Verde, Katar, Kenia, Lesotho, Libanon,
Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija, Malawi, Mali, Marokko,
Myanmar, Nicaragua, Niger, Oman, Republik Korea, Saudi-Arabien,
Sudan, Swasiland, Syrische Arabische Republik, Thailand, Timor-Le-
ste,Tunesien, Uganda, Vereinigte Arabische Emirate und Vietnam.
162 Siehe Resolution 60/1.
163 Siehe Resolution 55/2.
164 United Nations, Treaty Series, Vol. 1577, Nr. 27531. Amtliche
deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1992 II S. 121; LGBl. 1996
Nr. 163; öBGBl. Nr. 7/1993; AS 1998 2055.
165 Resolution 61/106, Anlage I. Amtliche deutschsprachige Fassung:
öBGBl. III Nr. 155/2008.
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in dem Bewusstsein, dass Autismus eine lebenslang an-
dauernde Entwicklungsstörung ist, die sich in den ersten drei
Lebensjahren manifestiert und auf eine neurologische Stö-
rung zurückzuführen ist, die sich auf die Gehirnfunktion aus-
wirkt, von der hauptsächlich Kinder in vielen Ländern unab-
hängig von Geschlecht, Rasse und sozioökonomischer Stel-
lung betroffen sind und die durch Beeinträchtigungen der so-
zialen Interaktion, Probleme bei der verbalen und nonverba-
len Kommunikation und eingeschränkte, repetitive Verhal-
tensweisen, Interessen und Aktivitäten gekennzeichnet ist166,

in großer Sorge über die weite Verbreitung und die hohe
Zahl der von Autismus betroffenen Kinder in allen Weltregio-
nen und über die Herausforderungen auf dem Gebiet der Ent-
wicklung, die sich daraus für die von den Regierungen, nicht-
staatlichen Organisationen und dem Privatsektor durchge-
führten langfristigen Gesundheits-, Aus- und Fortbildungs-
und Interventionsprogramme ergeben, sowie über die enor-
men Auswirkungen auf die Kinder, ihre Familien, Gemein-
wesen und Gesellschaften,

unter Hinweis darauf, dass Früherkennung sowie geeigne-
te Forschungs- und Interventionsmaßnahmen für das Wachs-
tum und die Entwicklung der einzelnen Betroffenen von ent-
scheidender Bedeutung sind,

1. beschließt, den 2. April zum Welttag der Aufklärung
über Autismus zu erklären, der ab 2008 jährlich zu begehen
ist;

2. bittet alle Mitgliedstaaten, zuständigen Organisatio-
nen des Systems der Vereinten Nationen und sonstigen inter-
nationalen Organisationen sowie die Zivilgesellschaft, ein-
schließlich der nichtstaatlichen Organisationen und des Pri-
vatsektors, den Welttag der Aufklärung über Autismus in an-
gemessener Weise zu begehen, um die Öffentlichkeit stärker
für Autismus zu sensibilisieren;

3. legt den Mitgliedstaaten nahe, in der gesamten Ge-
sellschaft, einschließlich auf der Ebene der Familien, das Be-
wusstsein für den Autismus bei Kindern durch entsprechende
Maßnahmen zu schärfen;

4. ersucht den Generalsekretär, diese Resolution allen
Mitgliedstaaten und Organisationen der Vereinten Nationen
zur Kenntnis zu bringen.

RESOLUTION 62/140
Verabschiedet auf der 76. Plenarsitzung am 18. Dezember 2007,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/62/435,
Ziff. 32)167.

62/140. Mädchen
Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 60/141 vom 16. De-
zember 2005 und alle einschlägigen Resolutionen, ein-
schließlich der vereinbarten Schlussfolgerungen der Kom-
mission für die Rechtsstellung der Frau, insbesondere soweit
sie sich auf Mädchen beziehen,

in Bekräftigung der in der Charta der Vereinten Nationen
verankerten Gleichberechtigung von Frauen und Männern,

unter Hinweis auf alle Menschenrechts- und sonstigen
Übereinkünfte, die sich auf die Rechte des Kindes, insbeson-
dere die Rechte von Mädchen, beziehen, einschließlich des
Übereinkommens über die Rechte des Kindes168 und des
Übereinkommens zur Beseitigung jeder Form von Diskrimi-
nierung der Frau169 sowie der dazugehörigen Fakultativproto-
kolle170,

166 Siehe die von der dreiundvierzigsten Weltgesundheitsversammlung
im Mai 1990 gebilligte Internationale statistische Klassifikation der
Krankheiten und verwandter Gesundheitsprobleme, 10. Revision (Un-
terkategorien F84.0 und F84.1).

167 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Algerien, Andorra, Angola, Antigua
und Barbuda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Au-
stralien, Bangladesch, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Bosnien
und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Bulgarien, Burkina Faso, Chile,
China, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Dänemark, Demokratische Republik
Kongo, Deutschland, Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige ju-
goslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Finn-
land, Frankreich, Gabun, Gambia, Ghana, Griechenland, Guatemala,
Haiti, Honduras, Irak, Irland, Island, Israel, Italien, Jamaika, Japan, Jor-
danien, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Kenia, Kirgisistan,
Kongo, Kroatien, Kuba, Lesotho, Lettland, Libanon, Liberia, Liechten-
stein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Mali, Malta, Mauriti-
us, Mexiko, Moldau, Monaco, Mongolei, Montenegro, Mosambik, Na-
mibia, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Öster-
reich, Panama, Paraguay, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea,
Rumänien, Sambia, San Marino, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien,
Simbabwe, Slowakei, Slowenien, Spanien, Südafrika, Suriname, Swasi-
land, Thailand, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Uganda,
Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Repu-
blik), Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbri-
tannien und Nordirland und Zypern. 
168 United Nations, Treaty Series, Vol. 1577, Nr. 27531. Amtliche
deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1992 II S. 121; LGBl. 1996
Nr. 163; öBGBl. Nr. 7/1993; AS 1998 2055.
169 Ebd., Vol. 1249, Nr. 20378. Amtliche deutschsprachige Fassungen:
dBGBl. 1985 II S. 647; LGBl. 1996 Nr. 164; öBGBl. Nr. 443/1982; AS
1999 1579.
170 Ebd., Vol. 2171 und 2173, Nr. 27531. Amtliche deutschsprachige
Fassungen: dBGBl. 2008 II S. 1222; öBGBl. III Nr. 93/2004; AS 2006
5441 (Protokoll gegen Kinderhandel); dBGBl. 2004 II S. 1354; LGBl.
2005 Nr. 26; öBGBl. III Nr. 92/2002; AS 2002 3579 (Protokoll über
Kinder in bewaffneten Konflikten); und ebd., Vol. 2131, Nr. 20378.
Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 2001 II S. 1237; LGBl.
2002 Nr. 17; öBGBl. III Nr. 206/2000.




